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Besondere Bedingungen – Betrieb, Service & Management  
(Dienstleistungs-/O&M-Verträge) 
Gültig ab September 2025 

 
Diese Besonderen Bedingungen gelten, wenn die Geschäftsbeziehung auf den Betrieb, die Wartung, 
Inspektion, Optimierung oder das Portfolio-Management von Photovoltaikanlagen (PV) oder 
Batteriespeichersystemen (BESS) gerichtet ist. Soweit diese Bedingungen von den Regelungen des 
Allgemeinen Teils abweichen, haben sie Vorrang. 

 

a) Mitwirkungspflichten des Kunden 

(1) Der Kunde hat dem Auftragnehmer sämtliche für die Leistungserbringung erforderlichen 
Informationen, Dokumentationen und Zugänge rechtzeitig und vollständig bereitzustellen.  

(2) Der Kunde stellt sicher, dass der Auftragnehmer jederzeit Zugang zu den Anlagen (einschließlich 
technischer Einrichtungen, Messstellen und Datenportalen) erhält.  

(3) Der Kunde sorgt für die Aufrechterhaltung der Telekommunikationsverbindungen, die für die 
Fernüberwachung und Steuerung der Anlagen erforderlich sind.  

(4) Verzögerungen oder Mehrkosten infolge nicht erfüllter Mitwirkungspflichten gehen zu Lasten des 
Kunden. 

 

b) Leistungsumfang und Servicegrenzen 

(1) Der Leistungsumfang ergibt sich aus der jeweiligen Leistungsbeschreibung, einem Service Level 
Agreement (SLA) oder der Auftragsbestätigung.  

(2) Leistungen, die über den vereinbarten Umfang hinausgehen, gelten als Zusatzleistungen und werden 
gesondert vergütet. Dies betrifft insbesondere: 

• Ersatzteilbeschaffung und -einbau, 

• Instandsetzungen außerhalb der vereinbarten Wartungsintervalle, 

• Anpassungen aufgrund behördlicher oder netzbetreiberseitiger Auflagen.  



 
 

Seite 2 von 5 

(3) Der Auftragnehmer schuldet keinen garantierten wirtschaftlichen Erfolg (z. B. Erreichung bestimmter 
Einspeiseerträge), sondern die Erbringung der vertraglich vereinbarten Dienstleistungen nach den 
anerkannten Regeln der Technik. 

 

c) Leistungsdokumentation und Gefahrübergang 

(1) Der Auftragnehmer weist die Erbringung seiner Dienstleistungen durch geeignete Dokumentationen 
nach, insbesondere durch Serviceprotokolle, elektronische Mitteilungen oder Monatsberichte 
(„Leistungsdokumentation“).  

(2) Der Kunde ist verpflichtet, die Leistungsdokumentation unverzüglich zu prüfen und innerhalb von 
vierzehn (14) Kalendertagen etwaige Einwendungen in Textform geltend zu machen. Erfolgt innerhalb 
dieser Frist keine Beanstandung, gelten die dokumentierten Leistungen als ordnungsgemäß erbracht.  

(3) Mit der Erbringung und ordnungsgemäßen Dokumentation der Leistungen geht die Gefahr des 
zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung auf den Kunden über.  

(4) Verzögerungen oder Leistungshindernisse, die aus Annahmeverzug oder aus einer Verletzung der 
Mitwirkungspflichten des Kunden resultieren, gehen zu Lasten des Kunden. Der Auftragnehmer ist 
berechtigt, hierdurch entstehende Mehrkosten ersetzt zu verlangen. Weitergehende gesetzliche 
Ansprüche bleiben unberührt. 

 

d) Vergütung 

(1) Die Vergütung richtet sich nach der vertraglichen Vereinbarung. Soweit keine gesonderte 
Vereinbarung getroffen ist, erfolgt die Abrechnung nach tatsächlichem Zeit- und Materialaufwand 
gemäß der jeweils gültigen Preisliste des Auftragnehmers. 

(2) Laufende Vergütungen (z. B. für Betriebsführung, Service- oder Managementleistungen) unterliegen 
einer jährlichen Anpassung zum 1. Januar eines Kalenderjahres auf Grundlage des vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisindex für Dienstleistungen. Die Anpassung erfolgt 
automatisch und beträgt mindestens zwei (2) Prozent pro Jahr, auch wenn die Indexentwicklung geringer 
ausfällt. 

(3) Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Vertragsschluss oder während der Leistungserbringung 
angemessene Vorschüsse sowie Teilrechnungen im Verhältnis zu den bereits erbrachten Teilleistungen zu 
verlangen. 
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(4) Werden dem Auftragnehmer während der Vertragsdurchführung zusätzliche, über den ursprünglich 
vereinbarten Leistungsumfang hinausgehende Aufgaben übertragen oder entstehen 
Verzögerungen/Hindernisse, die aus dem Verantwortungsbereich des Kunden oder aus Umständen 
außerhalb des Einflussbereichs des Auftragnehmers herrühren, so besteht ein Anspruch auf 
angemessene zusätzliche Vergütung einschließlich der damit verbundenen Auslagen. 

 

 

e) Haftungsergänzungen 

(1) Die Haftung des Auftragnehmers richtet sich nach § 10 der AGB. 

(2) Für sonstige Schäden im Zusammenhang mit Dienstleistungsverträgen ist die Haftung des 
Auftragnehmers – soweit gesetzlich zulässig – auf die Höhe der vereinbarten Netto-Jahresvergütung 
beschränkt. 

(3) Ausschluss bestimmter Schadenarten: Soweit nicht nach § 10 zwingend zu haften ist, ist die Haftung – 
soweit gesetzlich zulässig – insbesondere ausgeschlossen für 

• entgangene Einspeiseerträge und Vergütungen, 

• Betriebsunterbrechungen, Nutzungsausfälle, 

• ausgebliebene Steuer-/Investitionsvorteile, 

• sonstige mittelbare Schäden und Mangelfolgeschäden. 

(4) Ausschluss bei nicht zu vertretenden Ursachen: Von der Haftung ausgeschlossen sind zudem Schäden 
oder Ansprüche, die auf folgenden, vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Umständen beruhen: (i) 
fehlerhafte oder defekte Anlagenkomponenten/Ersatzteile, soweit diese nicht vom Auftragnehmer 
geliefert oder verschuldet wurden, (ii) Umgebungsbedingungen außerhalb der Spezifikation der 
Anlagenkomponenten, (iii) Nichtverfügbarkeit oder Störungen der Datenverbindung zur PV- oder BESS-
Anlage, (iv) Netzfehler oder -abschaltungen, Maßnahmen des örtlichen Netzbetreibers oder 
behördliche/gerichtliche Anordnungen, (v) unvermeidbare Betriebsunterbrechungen im Zuge vertraglich 
geschuldeter Instandhaltungsarbeiten, (vi) Leistungshindernisse infolge höherer Gewalt gemäß § 11 der 
AGB, (vii) Eingriffe des Kunden oder Dritter (z. B. Vandalismus, unsachgemäße Bedienung, eigenmächtige 
Reparaturen). 
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(5) Unberührt bleiben zwingende Ansprüche des Kunden nach § 10 der AGB, insbesondere bei Vorsatz, 
grober Fahrlässigkeit, Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie Ansprüche nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

 

f) Ergänzung zu § 11  

Ergänzend zu § 11 der AGB gelten für Dienstleistungen folgende besondere Bestimmungen: 

(1) Als höhere Gewalt gelten die im Allgemeinen Teil genannten Umstände sowie zusätzlich insbesondere: 

• Netzausfälle oder Netzabschaltungen, 

• Maßnahmen des Netzbetreibers oder behördliche/gerichtliche Anordnungen, 

• Nichtverfügbarkeit der Telekommunikationsverbindung zur PV- oder BESS-Anlage, 

• Einschränkungen durch Kunden oder Dritte (z. B. Vandalismus, unsachgemäße Bedienung, 
unsachgemäße Reparaturen), soweit diese Personen nicht Erfüllungsgehilfen des 
Auftragnehmers sind. 

(2) In den vorgenannten Fällen ist der Auftragnehmer für die Dauer der Störung und im Umfang ihrer 
Auswirkungen von seinen Leistungspflichten befreit. Vertraglich vereinbarte Fristen verlängern sich 
entsprechend. 

(3) Eine Haftung des Auftragnehmers für entgangene Einspeiseerlöse, Vergütungsausfälle, 
Betriebsunterbrechungen oder sonstige mittelbare Schäden infolge solcher Ereignisse besteht nicht. 

(4) Der Kunde ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich über Netz- oder Anlagenprobleme zu 
informieren, damit geeignete Maßnahmen schnellstmöglich eingeleitet werden können. 

 

g) Kündigung 

(1) Laufzeit und Kündigungsfristen richten sich nach der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung. 

(2) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund zur fristlosen 
Kündigung liegt insbesondere vor, wenn 

• der Kunde mit einer fälligen Zahlung trotz Mahnung in Verzug ist; einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn der Verzug nach dem Gesetz ohne Mahnung eintritt (z. B. bei kalendermäßig bestimmter 
Zahlungsfrist), 
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• der Kunde schwerwiegend gegen vertragliche Mitwirkungspflichten verstößt,  

• über das Vermögen des Kunden ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt oder 
das Verfahren eröffnet bzw. mangels Masse abgelehnt wird, oder 

• Umstände eintreten, die eine weitere Zusammenarbeit für den Auftragnehmer unzumutbar 
machen (z. B. nachhaltige Störung des Vertrauensverhältnisses).  

(3) Dauert ein Fall höherer Gewalt oder ein vergleichbares Ereignis länger als drei (3) Monate an, ist jede 
Vertragspartei berechtigt, die Geschäftsbeziehung mit Wirkung für die Zukunft durch schriftliche 
Erklärung zu kündigen. 

(4) Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben im Übrigen unberührt. 

 


